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Liebe Leserinnen und Leser, 

nach bewegten Monaten im Deutschen 
Bundestag und einer von der Opposition 
geschürten Debatte um die Bundesver-
triebenenstiftung lässt sich ohne falsche 
Bescheidenheit konstatieren: die Ver-
triebenenpolitik der christlich-liberalen 
Regierungskoalition befindet sich klar 
im Aufwind! 

Dem beherzten Einsatz der Gruppe der 
Vertriebenen der Unionsbundestags-
fraktion ist es etwa zu verdanken, dass 
trotz der allgemeinen - und notwendigen 
- Sparmaßnahmen des Bundes die För-
dermittel der Kulturarbeit nach § 96 des 
Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) im 

Bundeshaushalt 2011 auf dem Niveau 
des Vorjahres gehalten werden.  „Damit unterstreicht die Bundesregierung“, 
so der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesfinanzministerium, Steffen 
Kampeter, gegenüber der Gruppe, „dass dieser Politikbereich auch in einem fi-
nanzpolitisch außerordentlich schwierigen Umfeld weiterhin angemessen dotiert 
wird.“ Die Förderung steigt um circa 200.000 Euro sogar leicht an und folgt 
damit der langfristigen Strategie der Union, die von SPD und Grünen seinerzeit 

verursachten massiven Kürzungen zu revidieren. So ist es Kulturstaatsminister 
Bernd Neumann (CDU) zu verdanken, dass die Förderung im Jahre der Regie-
rungsübernahme 2005 in Höhe von circa zwölf Millionen Euro sukzessive auf 
jetzt knapp 17 Millionen Euro erhöht wurde.

Außerdem hat die Koalition auf Initiative der Gruppe das 60. Jubiläum der Char-
ta der deutschen Heimtavertriebenen aufgegriffen und in einem umfangreichen 
Antrag dieses Schlüsseldokument deutscher Nachkriegsgeschichte gewürdigt. 
Der Antrag wurde am 16. Dezember in erster Lesung in den Bundestag einge-
bracht. Zur 2./3. Lesung im Frühjahr 2011 darf ich Ihnen dazu eine Sonderaus-
gabe unseres Informationsdienstes ankündigen. In der jetzigen Ausgabe finden 
Sie einen Ausschnitt unserer parlamentarischen Arbeit des zweiten Halbjahres 
2010 - wieder mit aktuellen Veranstaltungs- und Literaturhinweisen. 

Zu guter Letzt haben wir die Gremien der „Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung“ in Berlin mit einem wesentlich vergrößerten Stiftungs- und wissenschaft-
lichen Beirat gestärkt und Eckpunkte für die Dauerausstellung mit auf den Weg 
gebracht. Ich wünsche Ihnen anregende Lektüre, eine gesegnete Weihnachtszeit 
und einen guten Rutsch ins Neue Jahr!
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Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft und das Spiel „1378 (Km)“

Novellierung des Stasi-Unterlagengesetzes geplant

Im 20. Jahr der Deutschen Einheit ist erstmals der Vorstand der Union der Op-
ferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) zu Gast in der Gruppe. 
Die UOKG, 1991 gegründet, ist der Dachverband der politisch Verfolgten aus 
SBZ/DDR und Herausgeber der Zeitschrift „Der Stacheldraht“. Ausgerechnet 
zum diesjährigen Tag der Deutschen Einheit sollte das Computerspiel „1378 
(km)“ erscheinen, in dem der Spieler Flüchtlinge an der innerdeutschen Gren-
ze erschießt. Das Spiel wurde an der Staatlichen Hochschule für Gestaltung 
in Karlsruhe (HfG) entwickelt, dessen Direktor der bekannte Philosoph Peter 
Sloterdijk ist. Die Gruppe hat dieses irrwitzige Computerspiel als Verhöhnung 

der fast 1.000 Opfer und ihrer Hinterbliebenen klar verurteilt und Sloterdijk 
aufgefordert, auf die Veröffentlichung des Spiels zu verzichten. Die HfG ver-
schob daraufhin den Start des Spiels auf unbestimmte Zeit und kündigte eine 
Überarbeitung an. Weitere Themen des Treffens waren die Novellierung des 
Stasi-Unterlagengesetzes, bei der die Koalition die Frist für Überprüfungen auf 
Stasi-Mitarbeit von Beschäftigten im Öffentlichen Dienst bis zum Jahr 2019 
verlängern will. Ferner hatte sich Bundestagspräsident Norbert Lammert zum 
20. Jahrestag der Deutschen Einheit dafür ausgesprochen, den Einfluss der 
DDR-Staatssicherheit auf Bundestagsabgeordnete bis 1989 aufzuklären. 

v.l.n.r.: Stephan Mayer, Ernst Schönemann, Theo Mittrup, Rainer Wagner, Anita Schäfer, Klaus Brähmig, Sven Oole

Im Rückblick auf das Gedenkjahr 2010 – 20 Jahre 
Vereinigung von West- und Mitteldeutschland, also der 
beiden Staaten in Deutschland – vermissen wir Heimat-
vertriebenen bei vielen Reden eine ausreichende Würdi-
gung unseres Schicksals und unserer Opferbereitschaft. 
Gerade vor dem Hintergrund des 60. Jahrestages der 
Charta der deutschen Heimatvertriebenen hätte es sich 
bei den ´Einheitsfeiern´ angeboten, an das Schicksal der 
Ostdeutschen aus den Gebieten jenseits von Oder und 
Neiße zu erinnern. Während Alt-Bundeskanzler Helmut 
Kohl 1995 den Beitrag der Vertriebenen noch aner-

kannte, wurde diese Chance 2010 von der Politik weitestgehend leider vertan. 
Durch den Zwei-plus-Vier-Vertrag und die Bestätigung der Oder-Neiße-Linie 
als bundesdeutsche Ost-Grenze wurde ein völkerrechtlicher Schlussstrich im 
deutsch-polnischen Verhältnis gezogen. Für die Vertriebenen war dies eine sehr 
schmerzhafte Entscheidung. Erst im Jahre 1990 wurden die Gebiete östlich 

von Oder und Görlitzer Neiße aus der rechtlichen Zugehörigkeit zu Deutsch-
land entlassen und der polnischen Souveränität unterstellt. Keine Persönlichkeit 
des politischen Lebens hatte – wohl aufgrund von ´Political Correctness´ – den 
Mut, diese historische Tatsache zu erwähnen. Ebenfalls blieb ungesagt, dass 
der versprochene Friedensvertrag den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen geopfert 
wurde. Schamhaft wurde verschwiegen, dass uns – den Betroffenen – das 
Selbstbestimmungsrecht und das Recht auf die angestammte Heimat nicht zu-
gebilligt worden ist. Gedankenlos bzw. auf Druck des Auswärtigen Amtes seit 
Genschers Anweisung wird fälschlich stets der Begriff Ostdeutschland für Mit-
teldeutschland verwendet! Bei aller Erinnerung an die großartigen Ereignisse 
um die Vereinigung der beiden Staaten in Deutschland und aller Freude darüber 
wird leider dieses Opfer der Heimatvertriebenen vergessen. Das permanente 
Schweigen zu diesen Fragen zeigt schlechtes Gewissen, Gedankenlosigkeit 
sowie fehlendes Geschichts- und Unrechtsbewusstsein bei einigen politischen 
Parteien und staatlichen Organen!

Schweigt die Politik aus Scham? 20 Jahre Abtretung 
der deutschen Ostgebiete

OMV-Bundesvorsitzender Helmut Sauer zum 20. Jubiläum der Deutschen Einheit 

Helmut Sauer (OMV)
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 Der neue und laut Koalitionsvereinbarung erwei-
terte Stiftungsrat der Vertriebenenstiftung des 
Bundes hat unmittelbar bei der Konstituierung 
seine Handlungsfähigkeit klar unter Beweis 
gestellt. 
So verständigten sich alle der 19 anwesenden 
Mitglieder darauf, die Stiftung zügig voranzu-
bringen und konstruktiv zu begleiten. Außerdem 
billigte der Stiftungsrat einstimmig das von Di-
rektor Prof. Manfred Kittel vorgelegte Konzept als 

gute Grundlage der geplanten Dauerausstellung, das nun ausführlich beraten 
und später verabschiedet wird. Dazu leitet der Stiftungsrat das Eckpunktepapier 
zunächst dem Wissenschaftlichen Beirat zu, dessen ebenfalls neue Mitglieder 
Ende November vom Rat berufen wurden. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, im Stiftungsrat vertreten durch die Abge-
ordneten Klaus Brähmig und Stephan Mayer, wird weiter dafür Sorge tragen, 
dass bei der Ausstellung die Flucht und Vertreibung der Deutschen am Ende des 
Zweiten Weltkrieges – wie im Stiftungsgesetz verankert – einen Hauptakzent 
bilden.

Rat der Vertriebenenstiftung handlungsfähig
Klaus Brähmig kommentiert die Konstituierung des neuen Stiftungsrates 

der „Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ 

Klaus Brähmig

Neuer Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung sichert Unterstützung zu

Neue Studien über deutsche Minderheiten 
in Mitteleuropa und in den GUS-Staaten

Der langjährige Präsident des Europäischen Parlaments und jetzige Vorsitzende 
der Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS), Hans-Gert Pöttering, diskutierte mit der 
Gruppe über die europäische Einigung und aktuelle Fragen der Vertriebenen-
politik. Die KAS ist bekanntermaßen eine politische Stiftung, die bundesweit 
in zwei Bildungszentren und 16 Bildungswerken aktiv ist. Ihre Auslandsbüros 
betreuen weltweit mehr als 200 Projekte in über 120 Ländern. Ihr Sitz ist in 
Sankt Augustin bei Bonn und Berlin, wo sie 1998 ein neues Veranstaltungs-
haus, die Akademie, eröffnet hat. Die KAS setzt sich national und international 
durch politische Bildung für Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit ein. Die Stiftung 
fördert und bewahrt freiheitliche Demokratie, die Soziale Marktwirtschaft und 
die Entwicklung und Festigung des Wertekonsenses - ob als „Think Tank“ und 

Beratungsagentur, als Gastgeberin von Tagungen, Ausstellungen und Kongres-
sen oder Unterstützerin junger Begabter. Dabei stand und steht die KAS mit der 
Gruppe in steter Verbindung, wobei Themen wie die wissenschaftliche Aufar-
beitung von Flucht und Vertreibung, die Bewahrung des kulturellen Erbes der 
Deutschen im Osten Europas, der Kontakt zu den osteuropäischen Nachbarn 
und die Integration der Aussiedler im Vordergrund stehen. Pöttering sicherte 
weiterhin Unterstützung zu und die Gruppe regte an, Veranstaltungen beispiels-
weise zur Kriegskinder-Thematik zu organisieren und Osteuropa stärker in den 
Blick  zu nehmen. Zudem wurde erörtert, bei den KAS-Auslandsvertretungen 
neue Studien zu den deutschen Minderheiten in Mittelosteuropa und in den 
GUS-Staaten in Auftrag zu geben.

v.l.: Klaus Brähmig und Hans-Gert Pöttering
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Der neue und gemäß Koalitionsvereinba-
rung erweiterte Wissenschaftliche Beirat 
der Vertriebenenstiftung ist mit seinen 15 
hochkarätigen Experten überzeugend besetzt 
und ist ein großer Gewinn für dieses zentrale 
Gedenkvorhaben des Bundes. 
Es ist gelungen, neben den einschlägigen 
Fachleuten aus Deutschland auch internati-
onale Historiker, insbesondere aus zwei ost-
europäischen Ländern und den USA, in den 
Beirat zu berufen: Dr. Peter Becher, Prof. Dr. 

Marina Cattaruzza, Dr. Alfred Eisfeld, Prof. Dr. Raphael Gross, Prof. Dr. Frank-
Lothar Kroll, Prof. Dr. Piotr Madajczyk, Prof. Dr. Hans Maier, Prof. Dr. Norman 
Naimark, Prof. Dr. Krzysztof Ruchniewicz, Prof. Dr. Joachim Scholtyseck, Prof. 
Dr. Michael Schwartz, Prof. Dr. Matthias Stickler, Prof. Dr. Stefan Troebst, Dr. 
Kristián Ungváry und Prof. Dr. Michael Wildt.  
Der Beirat wird sich nun im Januar 2011 konstituieren und das vom Stiftungs-
rat gebilligte Eckpunktepapier als Grundlage der geplanten Dauerausstellung 
erörtern. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, im Stiftungsrat vertreten durch die Abgeord-
neten Klaus Brähmig und Stephan Mayer, setzt sich maßgeblich dafür ein, dass 
die Dokumentationsstätte weiter vorangebracht wird.

Neuer Beirat der Vertriebenenstiftung überzeugend
Klaus Brähmig zur Benennung des neuen Wissenschaftlichen Beirates 

der Berliner „Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ 

Klaus Brähmig

Präsident des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge: noch eine Million vermisste Kriegstote

Forschungen zu Massengräbern 
in Polen und Tschechien notwendig

Die Entdeckung des Massengrabes bei der Marienburg mit über 2.000 Ske-
letten, die für erhebliche öffentliche Aufmerksamkeit gesorgt hatten, war An-
lass sich mit dem Präsidenten des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
grundsätzlich über die zivilen deutschen Kriegstoten zu verständigen, insbeson-
dere in Polen und Tschechien. Führer berichtete über den Verlauf der Bergungs-
arbeiten und die Umbettung der Toten nach Neumark bei Stettin sowie über die 
generelle Arbeit des Volksbundes, der im letzten Jahr sein 90. Jubiläum beging. 
So gebe es noch eine Million vermisste Kriegstote, von denen 300.000 bergbar 
seien. Die Gruppe thematisierte die Aufklärung der Todesursachen der Marien-
burger Opfer, deren Identifizierung dadurch fast unmöglich wurde, dass Anhalts-

punkte wie Kleidung oder persönliche Gegenstände fehlten wie Reinhard Führer 
erklärte. Zudem habe der Volksbund keinen Auftrag zur Aufklärung. Die Gruppe 
erörterte die Notwendigkeit, in deutschen Archiven nachzuforschen. Außerdem 
wurde die Pflege der ehemaligen deutschen Friedhöfe, weitere Massengräber 
etwa im ehemaligen Jugoslawien sowie die entsprechenden bilateralen Kriegs-
gräberabkommen angesprochen. Zuletzt hatte die Gruppe bei ihrer Delegations-
reise in die Ukraine den Soldatenfriedhof bei Sewastopol auf der Krim besucht, 
der vorbildlich angelegt und die letzte Ruhe für bis zu 40.000 Gefallene ist. Alle 
Namen und Daten der dort Ruhenden sind auf Granitstelen angebracht, die noch 
heute von Angehörigen besucht werden.

v.l.: Oberst a.D. Wolfram Althoff, Anita Schäfer, Sven Oole, Klaus Brähmig, Reinhard Führer, Erika Steinbach, Henning Niederhoff
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Vizepräsident des Bundesamtes für Katastrophenschutz über den Zentralen Bergungsort der Bundesrepublik

Deutsches Kulturgut im Barbarastollen

Der Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten ist eine Aufgabe des hu-
manitären Völkerrechts, dem die Bundesrepublik Deutschland nach Artikel 3 
der Haager Konvention bereits in Friedenszeiten verpflichtet ist. Das Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) ist dabei laut Vizepräsi-
dent Ralph Tiesler federführend und übernimmt in Verbindung mit den einzelnen 
Bundesländern die entscheidenden Initiativen. Eine der wesentlichen Aufgaben, 
die dem BBK übertragen sind, ist die Sicherungsverfilmung (Mikroverfilmung) 
von national wertvollem Archiv- und Bibliotheksgut. 
Die Sicherungsfilme werden im Zentralen Bergungsort der Bundesrepublik 
Deutschland, dem Barbarastollen in Oberried bei Freiburg im Breisgau eingela-
gert. Es handelt sich um den Untersuchungsstollen eines ehemaligen Silberberg-
werkes. Er befindet sich im Gebiet des „Schauinsland”. Die geologische Struktur 

des Stollens besteht aus Granit und Gneis. Der Stollen wurde mit Schalbeton 
ausgekleidet und mit Drucktüren abgesichert. Dieser Stollen steht als einziges 
Objekt in der Bundesrepublik Deutschland unter Sonderschutz nach den Regeln 
der Haager Konvention. Dies wird durch das dreifach angeordnete blauweiße 
Kulturgutschutzzeichen über dem Stolleneingang kenntlich gemacht. Zur Zeit 
sind etwa 1.400 Edelstahlbehälter eingelagert, die mit den seit 1961 gefertig-
ten Sicherungsfilmen befüllt sind. In diesen luftdichten Behältnissen wird durch 
vorherige Klimatisierung ein staub- und schadstofffreies Mikroklima von 35 
Prozent relativer Luftfeuchte und zehn Grad Celsius erzeugt. Unter diesen Bedin-
gungen ist das Filmmaterial für mindestens 500 Jahre ohne Informationsverlust 
lagerfähig. Die Gruppe erörtert inwieweit dort Kulturgut aus den ehemaligen 
deutschen Ostgebieten miteinbezogen wird. 

v.l.: Ralph Tiesler, Anita Schäfer, Sven Oole, Klaus Brähmig, Bernhard Preuss

Helmut Schmidts Äußerungen sind völlig destruktiv für die Integrationsdebatte.
Er sagte der „BILD“-Zeitung auf die Frage, ob die Deutschen zu wenig darauf 
geachtet hätten, wer zu uns käme: „Wir haben gar nicht darauf geachtet, da 
liegt ja das Problem. … Zum Beispiel haben wir Hunderttausende Menschen 
aus Osteuropa als Deutsche aufgenommen, weil sie mal eine deutsche Urgroß-
mutter hatten – unabhängig davon, was sie können oder leisten.“ Schmidt muss 
entschieden widersprochen werden, weil er fahrlässig das entscheidende Integ-
rationsmotiv der Aussiedler beschädigt – nämlich ihre deutsche Identität.

Die 4,5 Millionen nach Deutschland gekommenen Aussiedler sind ein wichtiger 
Teil unserer Gesellschaft. Die meisten von ihnen sind nachweislich gut integ-
riert. Zudem belegen Studien, dass – im Gegensatz zu anderen Zuwanderungs-
gruppen – schon in der zweiten Generation 67 Prozent der Aussiedler mit einem 
einheimischen Deutschen verheiratet sind. Die Aussiedler sind also eindeutig 
eine Bereicherung unseres Landes! Was wäre etwa der deutsche Fußball heute 
ohne Lukas Podolski und Miroslav Klose?

Schmidts Äußerungen über die Aussiedler sind völlig 
destruktiv für die Integration!

Klaus Brähmig zu den kürzlichen Äußerungen von Altkanzler Helmut Schmidt in der „BILD“-Zeitung
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Pflege der deutschen Sprache als muttersprachliche Ausbildungsform 

Bundeskanzlerin und Vizekanzler besuchen 
Siebenbürger Sachsen in Rumänien 

Nach wie vor sind die Siebenbürger Sachsen unter den deutschen Minderhei-
ten in Osteuropa und der GUS aufgrund ihrer hervorragenden Brückenfunktion 
zwischen Deutschland und Rumänien ein Vorbild. Der Zufall wollte es sogar, 
dass alle drei Vorstandsmitglieder des Verbandes der Siebenbürger Sachsen in 
Deutschland in Agnetheln geboren wurden, zudem Bernd Fabritius und Alfred 
Mrass ihr Abitur am berühmten Brukenthal-Gymnasium in Hermannstadt ab-
solvierten. Die Gruppe hat sich auf den neuesten Stand des gebracht. Die Pflege 
der deutschen Sprache als muttersprachliche Ausbildungsform und die Förde-

rung durch die Bundesregierung standen dabei im Vordergrund. So konnten die 
Siebenbürger Sachsen 2010 hochrangigen Besuch verbuchen: Im Juni reiste 
der Bundesaußenminister und Vizekanzler Guido Westerwelle nach Hermann-
stadt und im Oktober bekam Bundeskanzlerin Angela Merkel in KIausenburg 
die Ehrendoktorwürde verliehen. Bei beiden Terminen gab es Gespräche mit der 
Verbandsspitze. Die Gruppe sicherte zu, sich im neuen Jahr mit der Situation des 
Siebenbürgischen Museums in Gundelsheim zu beschäftigen und sich dabei mit 
der Landesregierung Baden-Württembergs eng abzustimmen. 

v.l.n.r.: Egon Jüttner, Stephan Mayer, Dr. Johann David Wadephul, Doris Hutter, 
Klaus Brähmig, Dr. Bernd Fabritius, Alfred Mrass, Erika Steinbach

Neue Abteilungsleiterin im Bundesinnenministerium kommt aus Sachsen

Härtefallregleung für Aussiedler geplant

Die Ministerialdirektorin Gabriele Hauser, früher im Sächsischen Justizministe-
rium tätig, ist seit Anfang des Jahres neue Leiterin der Abteilung M im Bundes-
ministerium des Innern, mit der die Gruppe traditionell gut zusammenarbeitet. 
Klaus Brähmig und Gabriele Hauser bekräftigten, auch zukünftig daran festzu-
halten. Ihre Abteilung ist zuständig für Fragen der Migrations- und Integrations-
politik. Dazu gehören unter anderem die Angelegenheiten von Spätaussiedlern 
und ihre Aufnahme, das Kriegsfolgen- und das Minderheitenrecht sowie die 
Förderung der deutschen Minderheiten in den Staaten Mittelost- und Südost-
europas, der GUS und des Baltikums. So war Thema die geplante Härtefallre-
gelung für Aussiedler, welche eine Novellierung des Bundesvertriebenengesetz 
notwendig macht und die Situation des Aufnahmelagers Friedland sowie die 
Minderheitenförderung, etwa in Polen. Ferner hat Gabriele Hauser die Fach-
aufsicht über das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie über das 
Bundesverwaltungsamt, Abteilung III, inne, vor das Aufnahmeverfahren von 
Spätaussiedlern. Zudem ist sie Mitglied des Stiftungsrates der „Stiftung Flucht, 
Vertreibung, Versöhnung“, so dass sich zahlreiche Berührungspunkte mit der 
Gruppe ergeben. v.l.: Klaus Brähmig und Gabriele Hauser
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Baden-Württembergs Verbundenheit 
mit den Russlanddeutschen

Innenminister Heribert Rech zur Verleihung des Russlanddeutschen Kulturpreises 2010

v.l.: Heribert Rech, Agnes Gossen-Giesbrecht, Merle Hilbk, Dr. Elena Seifert, 
Dr. Alfred Eisfeld

„Ich freue mich, heute im Namen der Landesregierung Persönlichkeiten aus-
zeichnen zu können, die sich durch ihr künstlerisches Wirken um die Volksgrup-
pe und die Kultur der Deutschen aus Russland verdient gemacht haben.“ Das 
sagte der Landesbeauftragte für Vertriebene, Flüchtlinge und Aussiedler, Innen-
minister Heribert Rech, am 22. Oktober 2010 bei der Verleihung des Russland-

deutschen Kulturpreises im Neuen Schloss in Stuttgart. Der Preis, der seit 1996 
alle zwei Jahre verliehen und in diesem Jahr in der Kategorie Literatur und 
Literaturwissenschaften vergeben wird, ist Ausdruck der Verbundenheit Baden-
Württembergs mit der Volksgruppe der Russlanddeutschen. Die Preisverleihung 
sei ein Bekenntnis der Wertschätzung und des Erhalts der Kultur der Deutschen 
aus Russland. „Das kulturelle Erbe, das die Russlanddeutschen als unsichtbares 
Fluchtgepäck in ihre neue Heimat mitgebracht haben, darf nicht verlorenge-
hen. Es gehört zum geistig-kulturellen Vermögen unseres ganzen Volkes und 
ist Teil der gesamten deutschen Kultur. Wir wollen es bewahren und weiterge-
ben“, sagte der Minister. Mit dem Kulturpreis leiste Baden-Württemberg einen 
wichtigen Beitrag dazu, das kollektive Gedächtnis der Deutschen aus Russland 
lebendig zu halten. Er verwies auf den russlanddeutschen Schriftsteller Gerold 
Belger, der gesagt hat: „Die Literatur ist das kollektive Gedächtnis eines Volkes. 
Es darf nicht im Nichts, in der Vergangenheit versinken.
Die Preisträgerinnen Elena Seifert, Merle Hilbk und Agnes Gossen-Giesbrecht 
deckten in diesem Jahr ein breites Spektrum literarischen Schaffens ab. Sie hät-
ten Bemerkenswertes geleistet und sich jede auf ihre Weise um den Erhalt der 
kulturellen Traditionen der Russlanddeutschen verdient gemacht, erklärte Rech.

Landesbeauftragte Margarete Ziegler-Raschdorf begrüßt die Kabinettsentscheidung

Das Land Hessen stiftet neuen Preis 
„Flucht, Vertreibung, Eingliederung“

Der Beschluss der Hessischen Landesregie-
rung, einen Hessischen Preis „Flucht, Ver-
treibung, Eingliederung“ in Würdigung der 
Charta der deutschen Heimatvertriebenen 
zu stiften, wurde von der Beauftragten der 
Hessischen Landesregierung für Heimat-
vertriebene und Spätaussiedler, Margarete 
Ziegler-Raschdorf, mit Freude aufgenommen. 
Diese Würdigung soll im Geiste der bereits 
kurz nach Kriegsende am 5. August 1950 
von den Heimatvertriebenen unterzeichneten 
Charta die Absage an Rache und Vergeltung 
hervorheben und den Willen der Heimatver-
triebenen betonen, am Aufbau Deutschlands 

und Europas im Geiste der Versöhnung mitzuwirken. 
Der Preis, der mit 7.500 Euro dotiert ist, wird alle zwei Jahre für literarische 
und kulturelle Arbeiten im Zusammenhang mit Vertreibung, Aussiedlung und 
Eingliederung von Deutschen nach dem zweiten Weltkrieg sowie der deutschen 
Kultur der Vertreibungsgebiete verliehen. Eingereicht werden können Arbeiten, 
die sich mit der deutschen Geschichte, Kultur, Sprache und den wirtschaftlichen 
Zusammenhängen in den Herkunftsgebieten beschäftigen, außerdem Arbeiten, 

die sich dem  Vertreibungsgeschehen selbst widmen und schließlich Arbeiten, 
die das Thema der beruflichen und gesellschaftlichen Eingliederung der Millio-
nen von Vertriebenen in Deutschland in den Mittelpunkt stellen. „Aufgrund des 
Schwindens der Erlebnisgeneration wird Erinnerung immer wichtiger“, betonte 
die Landesbeauftragte. „Die Beschäftigung mit diesem schmerzlichen Teil un-
serer Geschichte ist nicht nur die Privatangelegenheit der davon Betroffenen, 
sondern ein Thema, das - sowohl im Hinblick auf die Ursachen als auch seine 
Auswirkungen – zur Geschichte aller Deutschen gehört.“ Der Landesbeauftrag-
ten ist es ein wichtiges Anliegen, durch den Preis besonders junge Menschen, 
Schüler und Studenten anzusprechen und sie zu ermuntern, sich mit ihrer eige-
nen deutschen Geschichte und der Geschichte der Siedlungsgebiete von Deut-
schen im östlichen Europa zu beschäftigen. Hierzu gehört auch die Geschichte 
der Russlanddeutschen.  
Vorschläge für den Preis können alle hessischen Bürgerinnen und Bürger, Ver-
bände sowie Hochschulen und andere Bildungseinrichtungen einreichen. Auch 
Eigenbewerbungen sind möglich. 
„Ich bin sehr froh, dass im Jahr des 60. Jubiläums der Charta der deutschen Hei-
matvertriebenen mit der Kabinettsentscheidung in diesen Tagen der Startschuss 
für den Preis gefallen ist. Die eigentliche Ausschreibung wird in Kürze erfolgen. 
Besonders danke ich Herrn Sozialminister Stefan Grüttner für die Unterstützung 
des Vorschlags und die schnelle Umsetzung“, sagte die Landesbeauftragte.

Margarete Ziegler-Raschdorf
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Buchtipp
Theodor Buhl
„Winnetou August“
Roman
Frankfurt am Main 2010

Kurzrezension: 
Der Debütroman „Winnetou August“, vom Verlag für den diesjährigen 
Deutschen Buchpreis vorgeschlagen, handelt von der Geschichte einer 
Familie in Schlesien, die in den Wirren des letzten Kriegsjahres und der 
Monate danach um ihre Existenz kämpft (die Flucht aus Oberschlesien 
erlebt, den großen Luftangriff auf Dresden, den Einbruch der Roten Ar-
mee in Niederschlesien) und die nach einem Jahr in den Gebieten unter 
polnisch-russischer Verwaltung in den Westen vertrieben wird. Der Au-
tor, 1936 in Bunzlau geboren, verarbeitete eigene Erlebnisse. Im Januar 
1945 ist Theodor Buhl mit seinen Eltern zunächst geflüchtet, hat dann 
im niederschlesischen Plagwitz unter polnisch-russischer Verwaltung 
gelebt und wurde im Sommer 1946 in einen Zug Richtung Westen ver-
frachtet. Sein literarisches Alter Ego ist Rudi Rachfahl, ein Kind, das im 
Krieg groß wird. Buhl überzeugt durch seine erzählerischen Qualitäten, 
beschreibt auch schreckliche Szenen ohne Pathos. Daher ist sein Buch 
zu Recht als ein wertvolles Kapitel der „oral history“ gelobt worden. 

„Die Karpatendeutschen“ – Eine Ausstellung über Jahrhunderte des gemein-
samen Weges der Deutschen und Slowaken anlässlich des 20. Jahrestages 
der Erklärung des slowakischen Parlaments zu den Karpatendeutschen 
Thema der Ausstellung sind laut Veranstalter die Jahrhunderte des gemeinsamen 
Weges der Deutschen und Slowaken auf dem Gebiet der heutigen Slowakei. Die 
Ausstellung deckt den Zeitraum von der Ankunft der ersten deutschen „Gäste“ 
(Hospites) in den Karpaten bis heute ab, sie zeigt ihren Beitrag zum Ausbau der 
Städte, zur Entwicklung des Handwerks und Handels sowie ihren Beitrag zur 
kulturellen Entwicklung des Landes. Die sensiblen historischen Themen werden 
dabei nicht ausgeklammert: der Zweite Weltkrieg. Die Tragödie von Millionen 
Menschen, welche zum Opfer brutaler Gewalt des Nationalsozialismus sowie po-
litischer Entwicklungen geworden sind, die sich aus den Spätfolgen des Krieges 
ergeben haben: Evakuierung, Flucht und Zwangsaussiedlung.
Im zweiten Teil illustriert die Ausstellung den Weg der Aussöhnung, der mit dem 
Fall des “Eisernen Vorhangs” eröffnet wurde. Erst die Rückkehr zu Freiheit und 
Demokratie nach Mittel- und Osteuropa hat dafür die nötigen Rahmenbedingungen 
geschaffen. Das erste demokratisch gewählte slowakische Parlament konnte in 
seiner Proklamation vom 12. Februar 1991 das Prinzip der kollektiven Schuld 
verurteilen und sein Bedauern über den Verlust von deutschen Mitbürgern zum 
Ausdruck bringen.
Ort: Paul-Löbe-Haus des Deutschen Bundestages, Konrad-Adenauer-Straße 1, 
Berlin-Mitte (vom 26.01.2011 bis voraussichtlich 25.02.2011, Eintritt frei)

„Linke versucht Erika Steinbach in die rechte Ecke zu stellen“ – Klaus Bräh-
mig verurteilt die jüngsten Äußerungen der innenpolitischen Sprecherin der 
Linksfraktion im Bundestag, Ulla Jelpke, scharf:
„Die Linke versucht mit unsäglichen Nazi-Vergleichen Erika Steinbach in die rech-
te Ecke zu stellen, obwohl diese zu keinem Zeitpunkt die deutsche Verantwortung 
am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges in Frage gestellt hat. Wieder wird völlig 
vergessen, dass Erika Steinbach es war, die den Bund der Vertriebenen in die Mit-
te der Gesellschaft gebracht und in der Eigentumsfrage eine Nulllösung propagiert 
hat. Solche Diffamierungen sind daher völlig fehl am Platz und auf das Schärfste 
zurückzuweisen.“

„Gemeinsam das Schweigen beenden” – Wochenendseminar im Ost-West-
Forum Gut Gödelitz zu den Auswirkungen von Kriegs- und Vertreibungserfah-
rungen auf das Leben der zweiten und dritten Generation
Jahrzehntelang wurde über die Erfahrungen im Zweiten Weltkrieg in den Fami-
lien geschwiegen. Es wurden innere Mauern aufgebaut, um zu überleben. Die 
weitreichenden Auswirkungen leben oft in den Kindern und Enkeln weiter. Den 
nachfolgenden Generationen wird häufig nur durch Zufall bewusst, dass ihr Leben 
immer noch von den langen Schatten des längst vergangenen Krieges begleitet 
wird.  Obwohl in äußerer Sicherheit lebend, werden oft Gefühle  wie  innerer 
Unruhe, Angst vor der Zukunft, Entwurzelung oder übertriebenes Sicherheitsbe-
dürfnis beschrieben.  
Die Seminarziele sind: die eigenen Wurzeln besser verstehen; Zugang finden zu 
unbewussten Anteilen, die ins heutige Handeln eingreifen; Unterstützung beim 
Einordnen eigener Verhaltensweisen; Verstehen als Voraussetzung zur Versöh-
nung;  Austausch mit anderen und damit das Schweigen beenden; Klarheit über 
eigene Ressourcen gewinnen. Leitung: Astrid von Friesen, Gestalt- und Trauma-
Therapeutin, und Anita Knapek, Familientherapeutin. Zielgruppe: Kinder und Enkel 
der vom Zweiten Weltkrieg Betroffenen. Termin:  28. bis 30.01.2011. Ort: 04720 
Gut Gödelitz bei Dresden. Informationen:  info@ost-west-forum.de oder Telefon: 
(03 43 25) 2 04 34


